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Zusammenfassung „Linienförmige“ Lärmsanierung an Straßen und Schie-
nenwegen wird in Deutschland schon seit Langem betrieben. Will man 
Menschen jedoch wirkungsvoll vor Lärm schützen, so kann dies nur auf 
der Basis einer Gesamtlärmbetrachtung unter Einbeziehung aller Verkehrs-
wege erfolgen. Erst ein solcher flächenhafter Ansatz erlaubt die Berech-
nung und Bewertung von Verursachungsanteilen einzelner Quellen an der 
Gesamtverlärmung eines Gebiets. Der in Teil 1 vorgestellte energetische 
Ansatz ermöglicht es, Verursachungsanteile an einer Gesamtbelastung pro-
zentual auszudrücken und bildet dadurch eine wichtige Grundlage für eine 
verursachergerechte Kostenverteilung im Rahmen einer kooperativen Lärm-
sanierung. 

Co-operative management of noise rehabilitation – 
Part 1: The energetic approach 

Summary Source related noise abatement alongside roads and railway 
lines is operated in Germany for a long time. However, if people shall be 
protected effectively from noise, this can only be realized by taking into 
account the whole road and railway network of the area under investiga-
tion. Only such an area related approach allows the calculation and eva-
luation of causation shares of individual sources at the overall noise level 
of an area. With the method presented in the part „Energetic Approach“, it 
is possible to calculate causation related percentages of the overall noise 
impact for different source. Doing this, an important basis for an equitable 
distribution of costs through cooperative noise abatement can be formed. 

I
n Deutschland betreibt der Bund für seine Straßen seit mehr als 
30 Jahren Lärmsanierung. In dieser Zeit wurden Milliarden-

beträge für Schallschutzeinrichtungen ausgegeben. In den meis-
ten Fällen haben diese Ausgaben Gutes bewirkt, in einigen Fällen 
wurde Unsinniges produziert. Dies geschah etwa dann, wenn eine 
Bundesfernstraße eine Schallschutzwand erhielt, aber zwischen 
dieser und der zu schützenden Nutzung noch eine weitere hochbe-
lastete Straße verläuft. Solch kuriose Situationen sind im 
Wesentlichen dem linienförmigen „Baulastträger-Denken“ ge-
schuldet, dem alle in Deutschland praktizierten Ansätze zur Lärm-
sanierung an Straßen und Schienenwegen folgen.  

Die insbesondere von den Betroffenen in Städten und Gemein-
den wahrgenommene Realität sieht aber anders aus. Sie zeigt, dass 
sowohl in städtischen als auch in ländlichen Bereichen in der Regel 
nicht nur einzelne Quellen Ursache der Lärmbelastung sind. Meist 
ist es das gesamte Netz der Straßen und auch Schienenwege, das für 
den verkehrsbedingten Umgebungslärm verantwortlich zeichnet. 

Dies hat zur Folge, dass die Entwicklung von Lärmminderungs-
maßnahmen nicht mehr wie bei Einzelquellen in einfachen Zu-
sammenhängen („… wenn die Emission um X dB(A) verändert 
wird, verändert sich auch die Immission um X dB(A) …“) gedacht 
werden kann. Vielmehr ist es erforderlich, genau zu analysieren, 
welchen Anteil die einzelnen Quellen an der Gesamtbelastung 
haben und in welchem Maße sich Veränderungen an einzelnen 
Quellen auf die Gesamtbelastung in der Fläche auswirken. Nur so 

lässt sich in Zukunft eine baulastträgerübergreifende Lärm -
minderung kosteneffizient betreiben. 

Die „Gesamtlärmbetrachtung“ 
Die Notwendigkeit einer (Akzeptor bezogenen) Gesamtlärm-

betrachtung wird seit Jahrzehnten fachlich engagiert diskutiert. 
Mehr Dynamik in die Diskussion brachte vor knapp zehn Jahren 
die EG-Umgebungslärmrichtlinie [1]. Diese fordert, dass die 
„strategische Lärmkarte eine Karte zur Gesamtbewertung der auf ver-

schiedene Lärmquellen zurückzuführenden Lärmbelastung in einem be-

stimmten Gebiet oder für die Gesamtprognosen für ein solches Gebiet“ 
sein soll (Art. 3r (Begriffsbestimmungen) in [1]). Die Begriffe 
„Gesamtbewertung“ und „Gesamtprognosen“ lassen zunächst ver-
muten, dass die Umgebungslärmrichtlinie eine Gesamtlärm-
betrachtung im Sinne einer Summation anstrebt. Diese Ver-
mutung wird aber bereits durch die Anlage IV der EG-Umgebungs-
lärmrichtlinie widerlegt, in der zu lesen ist: „Für Ballungsräume wer-

den verschiedene strategische Lärmkarten jeweils für den Straßenver-

kehrslärm, Eisenbahnlärm, Fluglärm und Industrie- und Gewerbelärm 

getrennt erstellt.“ (Anhang IV, Nr. 8 in [1]) Demzufolge werden die 
Schallpegel (Lden und Lnight)1) in einem Gebiet durch farblich abge-
stufte Lärmkarten getrennt für die genannten Lärmquellenarten 
dargestellt. Und auch die Zahlen der betroffenen Einwohner wer-
den nach Schallpegelbereichen unterschieden getrennt für die 
Lärmquellenarten angegeben. 

Die „mittellose“ Lärmaktionsplanung 
Auf der Grundlage dieser Lärmkarten wird in den Gemeinden, 

die in der Regel gemäß § 47e Abs. 1 Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchG) für die Lärmaktionsplanung zuständig sind, ent-
schieden, ob bei einer Lärmaktionsplanung (nach § 47d BImSchG) 
ein Maßnahmenkonzept zur Minderung des Umgebungslärms für 
den gesamten Ort, für einzelne Ortsteile oder auch nur für einzelne 
Verkehrswege erstellt werden soll. Kommunen mit weniger als 
100 000 Einwohnern müssen sich nach der EG-Umgebungslärm-
richtlinie lediglich mit dem Lärm von Straßen- und Schienen -
wegen2) auseinandersetzen. Dabei geraten sie häufig in das 
Dilemma, dass sie nach der EG-Umgebungslärmrichtlinie zwar ein 
Maßnahmenkonzept zur Lärmminderung erarbeiten müssen3), bei 
der konkreten Umsetzung der festgelegten Maßnahmen stoßen sie 
jedoch an (Zuständigkeits-)Grenzen. Diese Grenzen werden da-
durch bestimmt, dass klassifizierte Straßen (Kreis-, Landes- und 

1) Vgl. zu den Lärmindizes Lden und Lnight den Anhang I der Umgebungslärmrichtlinie. 

 2) Die nach der Umgebungslärmrichtlinie ebenfalls zu kartierenden Quellen „Industrie 

und Gewerbe“ sowie „Flugverkehr“ wurden zunächst aus den Betrachtungen aus-

geklammert, da sie kein beherrschendes flächenhaftes Problem darstellen. Näheres 

hierzu in [2]. 

3)  Nach Anhang V der Umgebungslärmrichtlinie müssen Lärmaktionspläne Angaben 

zu geplanten Maßnahmen zur Lärmminderung enthalten, vgl. auch § 47d Abs. 1 Satz 3 

BImSchG. 
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Es würde den Umfang und die Zielsetzung dieses Beitrags spren-
gen, wenn über die fachlichen Aspekte hinaus auch die recht-
lichen Rahmenbedingungen und die erforderlichen Verfahrens-
schritte erörtert werden würden. Dies bleibt einem zweiten Beitrag 
vorbehalten, der aufzeigen wird, wie eine gebietsbezogene Lärm -
sanierung bei Mehrfachbelastungen durch Straßen und Schienen-
wege als Verfahren aussehen und rechtlich ausgestaltet werden 
kann. 

Energetischer Ansatz 
Der energetische Ansatz geht von der pragmatischen Vorstel-

lung aus, dass für jeden Punkt eines Gebiets nicht nur der aus allen 
Straßen und Schienenverkehrswegen6) resultierende Gesamtpegel 
(Gl. (1), exemplarisch für das Zusammenwirken von Bundes-
autobahnen, Bundes-, Landes, Kreis- und Gemeindestraßen, bun-
deseigene und nicht-bundeseigene Schienenwege) bestimmt wer-
den kann. Vielmehr sollen auch die Anteile einzelner Quellen in 
der Zuständigkeit unterschiedlicher Baulastträger (Gl. (2), exem-
plarisch für Autobahnen) punktgenau angegeben werden können. 

Bundesstraßen oder Autobahnen) in Bezug auf straßenbauliche 
wie straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen in der Regel ebenso 
wenig in die Zuständigkeit der planaufstellenden Gemeinden fal-
len wie die bundeseigenen Bahnstrecken oder die Strecken von 
Privat- und NE-Bahnen4). Das Gesetz behilft sich mit einem sog. 
Koordinationsmodell. Nach §§ 47d Abs. 6, 47 Abs. 6 BImSchG sind 
die festgelegten Maßnahmen durch Anordnungen oder sonstige 
Entscheidungen der jeweils zuständigen Träger öffentlicher Ver-
waltung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz oder nach 
anderen Rechtsvorschriften durchzusetzen. Sind in den Plänen 
planungsrechtliche Festlegungen vorgesehen, haben die zuständi-
gen Planungsträger dies bei ihren Planungen zu berücksichtigen. 
Dieses Koordinationsmodell findet in der Praxis häufig zu wenig 
Beachtung. Auch die Betroffenen können diese „Zuständigkeits-
vielfalt“ nicht nachvollziehen, sodass sie die Umgebungslärm-
richtlinie oft als unwirksames Instrument betrachten, das ihre 
Lärmprobleme nicht wirklich lindern kann5).  

Bei der Beurteilung von Lärmbelastungssituationen, die durch 
Verkehrswege unterschiedlicher Baulastträger verursacht werden, 
besteht daher eine oft deutlich 
zu spürende Reserviertheit bei 
den zuständigen Verwaltun-
gen. Diese hat einerseits damit 
zu tun, dass es bisher kein pra-
xistaugliches Konzept zum Um-
gang mit solchen Mehrfachbe-
lastungen gibt. Andererseits hat 
die Furcht vor nicht beherrschbaren Kosten oder auch deren 
„ungerechter“ Verteilung auf die einzelnen Verursacher dazu ge-
führt, dass an dem bestehenden Prinzip der „freiwilligen“ Lärm -
sanierung nach Maßgabe des Haushaltsrechts bisher festgehalten 
wird.  

Um aus diesem Dilemma herauszukommen, muss Lärmsanie-
rung neu gedacht werden. Der Schlüssel hierzu ist der gebietsbezo-
gene Ansatz der Lärmaktionsplanung. Ziel der Lärmsanierung 
muss es sein, die Menschen in einem lärmbelasteten Gebiet vor 
Lärmbelastungen zu schützen, gleichgültig auf welcher Quelle sie 
beruhen. Die Autoren haben im Auftrag des Ministeriums für Ver-
kehr und Infrastruktur Baden-Württemberg einen neuen konzep-
tionellen Ansatz einer gebietsbezogenen Lärmsanierung ent-
wickelt, bei der die gesamte Lärmbelastung von Menschen durch 
mehrere Straßen und Schienenwege berücksichtigt wird und 
Lösungen für Gebiete mit Lärmproblemen in Zusammenarbeit 
aller Verantwortlichen erarbeitet und abgestimmt werden [2]. Eine 
zentrale Frage hierbei ist, wie die Kosten einer verkehrsträgerüber-
greifenden Lärmsanierung verursachergerecht verteilt werden 
können. Die Lösung für diese Frage führt über den sog. energe -
tischen Ansatz, der nachfolgend vorgestellt wird.  

 

4) nicht bundeseigene Eisenbahnen 

5)  Ab dem 1. Januar 2015 ist das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) zuständig für die Auf -

stellung eines bundesweiten Lärmaktionsplans für die Haupteisenbahnstrecken des 

Bundes mit Maßnahmen in Bundeshoheit (§ 47e Abs. 4 BImSchG). Die Verpflichtung 

zu einer Lärmaktionsplanung mit zusätzlichen Maßnahmen, die beispielsweise in 

kommunale Hoheit liegen, ist davon unberührt. Insofern wird die „Zuständigkeitsviel-

falt“ durch die neue Zuständigkeit des EBA für die Lärmaktionsplanung zwar modifi-

ziert, die Grundproblematik aber nicht beseitigt. 

6) Es werden hier nur die Verkehrsträger Straße und Schiene betrachtet. Näheres hierzu 

in [2]. 

7) aus [2] 
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Hier bedeuten: 
BAB:  Bundesautobahn 
B:  Bundesstraße 
L:  Landesstraße 
K:  Kreisstraße 
G:  Gemeindestraße 
DB:  Deutsche Bahn AG 
NE:  nicht bundeseigene Bahnen 

Soll also bestimmt werden, welchen Anteil verschiedene Schall-
quellen an der Gesamtbelastung eines Punkts oder eines Gebiets ha-
ben, sind zunächst die Belastungen durch die einzelnen Quellen ge-
trennt zu erfassen, um dann die Gesamtbelastung sowie die Anteile 
der jeweiligen Schallquelle zu bestimmen. Die Bilder 1 bis 6 zeigen 
am Beispiel eines Stadtteils, der durch verschiedene Straßen und eine 
nur mäßig frequentierte S-Bahnstrecke geprägt wird, den Anteil der je-
weiligen Schallquellenarten an der Gesamtlärmbelastung in Prozent. 

Der energetische Ansatz ermöglicht so die Zuordnung von kon-
kreten Anteilswerten an einem Schallpegel zu einem beliebigen 
Punkt, wie etwa einem (Lärmkarten-)Raster oder auch einem 
(Fassaden-)Punkt.  

Beispiel7) 

Der skizzierte methodische Ansatz wurde auf seine Anwendbar-
keit als Instrument für Kostenumlegungen auf verschiedene Ver-
kehrs- und Baulastträger überprüft. Dabei wurde die Methode für 
ein Gebiet mit fiktiven, aber realitätsnahen Rahmenbedingungen 
angewandt, für das die Fassaden- und Rasterpegelberechnungen 
für den Tag- und Nachtzeitraum durchgeführt wurden (Bild 7).  

Ebenso wurden für den Tag- und Nachtzeitraum Lärmkarten ge-
trennt für jede an der Mehrfachbelastung beteiligte verkehrliche 
Schallquelle erzeugt. Auf dieser Basis wurde über den energe -
tischen Ansatz der Anteilswert je Schallquelle an der Gesamtlärm-
belastung bestimmt (Beispiel „Autobahn“ siehe Bild 8). Die Ab -
bildungen zu den prozentualen Pegelanteilen zeigen, dass die An-
teile der Autobahn 
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1.  mit zunehmender Entfernung (von links nach rechts) und 
2.  im Einflussbereich anderer Quellen 
abnehmen. Dabei bedeutet eine rote Einfärbung einen Anteil von 
bis zu 100 %, grün zeigt die Anteile, die gegen 0 % gehen. 

Schallpegelabhängige Gewichtung von Einwohner-
zahlen 
Sollen Prioritäten für das Ergreifen von Lärmminderungsmaß-

nahmen gesetzt werden, ist die Höhe des Pegels als alleiniges Krite-
rium nicht ausreichend. Vielmehr kommt es auch darauf an, wie 
viele Menschen durch diesen Pegel in ihren Wohnungen belastet 
sind. Deshalb werden für Wohngebäude Fassadenpegel berechnet 
und den dort wohnenden Menschen zugeordnet. Die Anordnung 
der Fassadenpunkte und die Zuordnung der Einwohneranteile zu 
den Fassadenpunkten erfolgt nach VBEB [3]. Hierbei werden je-
doch ausschließlich die Fassadenpunkte betrachtet, deren Ge-
samtpegel über einem jeweils zu definierenden Grenz- oder 
Schwellenwert liegt. Maßgeblich für die schallpegelabhängige 
Gewichtung der Betroffenenzahlen wird so die Höhe der Über-
schreitung dieses Werts. 

Ein praxisgerechter Ansatz zur Gewichtung von Betroffenenzah-
len wird durch die LärmKennZiffer-Methode (LKZ-Methode) [4]8) 
zur Verfügung gestellt. Die LKZ-Methode beschreibt den Grad der 
Lärmbetroffenheit, indem sie die Anzahl der betroffenen Personen 
mit dem Maß der für diese berechneten Richtwertüberschreitung 
multipliziert. Das Ergebnis ist eine LärmKennZiffer (LKZ) in Ein-
wohner x dB(A).  

Die LKZ kann auf einen Punkt oder auch eine Fläche bezogen 
werden. Die Flächeneinheit kann dabei ein Hektar, aber auch ein 
Stadtteil oder eine ganze Stadt sein.  

Verursacheranteile 
Für jeden Fassadenpunkt i in einem definierten Gebiet können 

die nach Baulastträgern j unterschiedenen LKZ-Anteile bestimmt 

werden. Addiert man diese LKZ-Anteile getrennt nach Baulast -
trägern für das Untersuchungsgebiet auf und dividiert diese durch 

Bild 1  Anteil der Autobahn. Bild 2  Anteil der Bundesstraßen. Bild 3  Anteil der Landesstraßen. 

Bild 4  Anteil der Kreisstraßen. Bild 6  Anteil der Bahn. Bild 5  Anteil der Gemeinde -
straßen. 

Tag Nacht

Tag Nacht

Bild 7  Beispiel für Lärmkarten (alle Quellen). 

Bild 8  Beispiel „Autobahn“: Lärmkarten (oben) und Pegelanteile in 
% (unten). 

8) Beispiel: Werden zehn Einwohner eines Mehrfamilienhauses im Mittel mit einem Be-

urteilungspegel von 60 dB(A) bei einem Schwellenwert von 55 dB(A) belastet, ergibt 

sich für die LKZ ein Wert von 10 Einwohner x (60 - 55) dB(A) = 50 Einwohner x dB(A). 
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die Gesamt-LKZ des Untersuchungsgebiets, erhält man die energe-
tischen Verursacheranteile für die einzelnen Baulastträger an der 
Gesamt-LKZ in Prozent. 
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Der Vorteil des energetischen Ansatzes besteht also darin, dass er 
benennt, welchen Anteil die Quellen der einzelnen Baulastträger 
an der Gesamtbelastung eines Gebiets haben. Für die flächenhafte 
Lärmsanierung9) bedeutet dies, dass die Anteile der einzelnen Bau-
lastträger an den Gesamtkosten von unterschiedlichen Lärm-
schutzmaßnahmen innerhalb eines abgegrenzten Gebiets in einer 
verständlichen und nachvollziehbaren Art beschrieben werden 
können. Die Tabelle zeigt eine solche Kostenverteilung für einen 
fiktiven Fall mit fiktiven Maßnahmen.  

Zusammenfassung und Ausblick 
Anders als bei der Kartierung nach Umgebungslärmrichtlinie 

gehen in die Karten für eine flächenhafte Lärmsanierung sämt -
liche Verkehrswege (auch Wohn- und Erschließungsstraßen mit 
geringen Verkehrsbelastungen) in die Berechnungen der Lärm -
pegel ein. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass alle zur Diskus-
sion stehenden Lärmquellen auch mit ihren energetischen Antei-
len an der Gesamtbelastung des Gebiets abgebildet sind. Darüber 
hinaus vereinfacht diese Bearbeitungstiefe auch die sicherere Iden-
tifizierung von „ruhigen Gebieten“, deren Schutz explizit in der 
EG-Umgebungslärmrichtlinie verankert worden ist. 

Will man Menschen wirkungsvoll vor dem Lärm schützen, dem 
sie tatsächlich ausgesetzt sind, so ist die Gesamtlärmbetrachtung 
eine fachlich notwendige Voraussetzung, um darauf ein Schutz-
konzept aufzubauen. Mit der Gesamtlärmbetrachtung geht der 
flächenhafte Ansatz einher. Die Gebiete, in denen Menschen 
leben und wohnen, müssen Gegenstand eines an der Gesamtlärm-
belastung orientierten Schutzkonzepts sein.  

Der flächenhafte Ansatz und die Gesamtlärmbetrachtung füh-
ren zu weiteren Herausforderungen an die Berechnung und Bewer-
tung von Verursachungsanteilen einzelner Quellen an der 
Gesamtverlärmung eines Gebiets. Der vorgestellte energetische 
Ansatz stellt sich diesen Herausforderungen und bewältigt sie. Er 
ermöglicht es, Verursachungsanteile an einer Gesamtbelastung 
prozentual auszudrücken und bildet dadurch eine wichtige 
Grundlage für eine gerechte Kostenverteilung im Rahmen einer 
kooperativen Lärmsanierung. 

Die Herausforderungen an eine rechtliche Ausgestaltung der 
kooperativen Lärmsanierung und an die Konzeption des erforder -
lichen Verwaltungsverfahrens werden in einem zweiten Teil in die-
ser Zeitschrift vorgestellt und erläutert.  

Kostenanteile der Straßenbaulastträger und der Bahn bei fiktiven 
Kosten von 2 000 000 € für ein Paket von unterschiedlichen Lärm-
sanierungsmaßnahmen. 
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der Gesamtbelastung 

in %

den Gesamtkosten 

in €

Bundesautobahnen  39   780 000 

Bundesstraßen   2    40 000 

Landesstraßen   5   100 000 

Kreisstraßen  35   700 000 

Gemeindestraßen  16   320 000 

DB AG   3    60 000 

100 2 000 000 

9) Näheres hierzu in [2]


